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Newsletter Nummer 7/2026: 
Aktuelles aus Kreistag und Fraktion 

Sitzung des Ausschusses für Soziales am 23. Juni 2026 

Mit der aktuellen Arbeitsmarktsituation im Rhein-Neckar-Kreis, der Suchthilfeplanung 
2026 bis 2032 und weiteren Themen befasste sich der Ausschuss für Soziales in 
seiner Sitzung am 23. Juni im Landratsamt. 

Arbeitsmarkt im Rhein-Neckar-Kreis:  
Stabilität mit Blick auf kommende Herausforderungen 

Der Vorsitzende der Geschäftsführung der Agentur für Arbeit in Heidelberg Klaus 
Pawlowski stellte die Entwicklungen am Arbeitsmarkt im Rhein-Neckar-Kreis 
ausführlich vor. 

Der Arbeitsmarkt im Rhein-Neckar-Kreis zeigt sich weiterhin robust. Die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich gestiegen: Im November 2025 waren rund 187.870 Menschen 
beschäftigt – ein Plus von rund einem Prozent gegenüber dem Vorjahr. Besonders die 
Bereiche Gesundheitswesen, öffentliche Verwaltung sowie Erziehung und Unterricht 
tragen zu dieser Entwicklung bei. 

Gleichzeitig steht die Region vor großen Herausforderungen: Rund ein Viertel der 
Beschäftigten ist älter als 55 Jahre. In den kommenden fünf bis zehn Jahren werden 
voraussichtlich etwa 59.700 Menschen aus dem Berufsleben ausscheiden. Die 
Sicherung von Fachkräften wird damit zu einer zentralen Zukunftsaufgabe. 

Auch wenn die Arbeitslosenquote im Rhein-Neckar-Kreis weiterhin unter dem Bundes- 
und Landesschnitt liegt, verändert sich der Arbeitsmarkt. Besonders gefragt sind 
Fachkräfte in den Bereichen Fertigung, Handel und Bau. Gleichzeitig zeigt sich ein 
„Mis-Match“: Die vorhandenen Arbeitskräfte und die Anforderungen der Unternehmen 
passen nicht immer zusammen. Qualifizierung und Weiterbildung gewinnen deshalb 
zunehmend an Bedeutung. 

Ein wichtiger Baustein ist die Unterstützung junger Menschen beim Übergang von 
Schule in den Beruf. Die Jugendberufsagentur Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg bündelt 
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Beratung und Hilfsangebote und unterstützt Jugendliche bei Ausbildung und 
Berufsorientierung. 

 

Die Entwicklung zeigt: Der Rhein-Neckar-Kreis bleibt ein attraktiver Wirtschafts-
standort – die Zukunftsfähigkeit hängt jedoch entscheidend davon ab, Fachkräfte zu 
gewinnen, Potenziale zu nutzen und Menschen gezielt zu qualifizieren. 

Kreisrat Christoph Oeldorf nahm die Ausführungen von 
Geschäftsführer Klaus Pawlowski zur Kenntnis und dankte 
für die Freien Wähler allen Mitarbeitenden der 
Bundesagentur Heidelberg und des Jobcenters Rhein 
Neckar für die geleistete Arbeit. 

Christoph Oeldorf bat in seiner Stellungnahme darum, 
weiterhin verstärkt die Arbeitslosigkeit unter Jugendlichen 
zu bekämpfen. 

Eine schnelle und nachhaltige Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt sei ein wichtiger Baustein für die Zukunft der 
Jugendlichen und des Rhein-Neckar-Kreises. Das Angebot 
einer begleiteten Ausbildung werde von zu wenigen 
Arbeitgebern genutzt und sollte verstärkt beworben werden. 
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Konzeption der Suchthilfeplanung 2026 bis 2036 

Mit der Fortschreibung der Suchthilfeplanung legt die Verwaltung eine Übersicht der 
ambulanten, teilstationären und stationären Suchthilfeangebote im Rhein-Neckar 
Kreis vor. 

Die Fortschreibung basiert auf dem umfangreichen Konzept der Suchthilfeplanung der 
Jahre 2021 bis 2025. Sie beschreibt die Bedarfslage im Rhein-Neckar-Kreis und gibt 
Empfehlungen für eine an diesen Bedarfen orientierte Versorgung der Einwohnerinnen 
und Einwohner. 

Kreisrätin Gabi Horn dankte für diese Fortschreibung, die 
in Ihrer Ausführlichkeit die Problematik sehr deutlich 
machten. 

Sucht betreffe Menschen aller Altersgruppen und gesell-
schaftlichen Schichten. Sie belastet nicht nur die Betroffenen 
selbst, sondern auch Familien, Freunde und das gesamte 
soziale Umfeld. 

Die Fortschreibung erfolge für zehn Jahre und in dem 
Wissen, dass es möglicherweise infolge geänderter 
Entwicklungen zu zeitnahen Anpassungen kommen muss. 
Die gesellschaftlichen Veränderungen der vergangenen 
Jahre - insbesondere die Zunahme psychischer Belastung, 

neue Konsumformen sowie die Digitalisierung - machten deutlich, dass Prävention, 
Beratung und Behandlung kontinuierlich weiterentwickelt werden müssen. 

Gerade durch das CannabisGesetz, das 2024 in Kraft getreten ist, entfalle die 
Zugriffsmöglichkeit auf Jugendliche, die infolge des Konsums von Cannabis straffällig 
geworden sind, da der Konsum, Besitz und Erwerb zwar noch für Jugendliche bis 
achtzehn Jahre verboten sei, aber der Konsum nicht mehr strafrechtlich verfolgt werde. 
Es bedürfe entsprechender Präventionsangebote. 

Ziel sei die Verbesserung der Lebenssituation von Menschen, die von 
Suchterkrankungen betroffen sind. 

Die vorgelegte Übersicht gebe Einblick in die verschiedenen Suchtformen und die 
möglichen ambulanten, teilstationären und stationären Hilfsangebote. 

Wichtig, und das werde sehr deutlich, ist die Zusammenarbeit verschiedener Akteure, 
wie Verwaltung, Leistungsträger und politische Gremien. Diese zusammenzuführen 
sei Aufgabe der kommunalen Suchtbeauftragten im Rhein-Neckar-Kreis, so Gabi 
Horn. 
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Viele Menschen seien von Suchtproblematik betroffen. Die Zahl der Krankheitsfälle sei 
ansteigend und es gebe darüberhinaus eine hohe Dunkelziffer.  

 Besonders wichtig sei daher ein niedrigschwelliger 
Zugang zu Hilfsangeboten. Menschen mit einer 
Suchterkrankung benötigten Unterstützung ohne 
lange Warte-zeiten, ohne bürokratische Hürden und 
ohne Angst vor Stigmatisierung. Prävention muss 
möglichst früh ansetzen - in Familien, Schulen, 
Ausbildungsbetrieben und am Arbeitsplatz. Ausbau 
der Schulsozialarbeit. Ausbau der 
Öffentlichkeitsarbeit für die Suchtberatungsstellen, 
Kooperation mit den Hausarztpraxen sollen hinwirken 
, dass die Hilfen schneller angefragt werden können. 
Eine schneller Beratungskontakt sei wichtig. 

Es gebe leider auch Versorgungslücken, z.B. bei 
Entzugsbehandlungen von Jugendlichen. Auch die 
stationäre Versorgung von Menschen mit Alkohol- 
und Drogenabhängigkeit werde zunehmend 
schwieriger. In vielen Fällen sei auch die nahtlose 
Vermittlung in Reha-Einrichtungen nicht möglich. Es gebe Wartezeiten bis zu sechs 
Monaten. 

Grund hierfür seien die ansteigenden Fallzahlen und die Schließung von 
Einrichtungen. 

Dies sei bekannt und es werde versucht, Abhilfe zu schaffen. 

33% der vierzehn- bis siebzehnjährigen Mädchen hätten Essstörungen, jedes vierte 
bis fünfte Kind mindestens einen Suchtkranken Elternteil. 

Allein schon diese beispielhaften Fakten aus dem Bericht sprächen für sich und 
machen das Ausmaß der Erkrankungen deutlich und geben ein Bild über die 
Betroffenheit der Angehörigen. 

Jugendliche kämen nicht in den Suchtberatungsstellen an. Sie suchten eher nach 
niedrigschwelligen bzw, digitalen Angeboten. Deshalb müsse es auch Ziel sein, 
ausreichende flächendeckende und wohnortnahe Beratungsangebote anbieten zu 
können. 

Festzustellen bleibe, dass die Zahl der Anfragen höher sei als das Angebot, das zur 
Verfügung gestellt werden kann. 
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Die Beratungsstellen und Fachkräfte verdienten Anerkennung. Sie leisten täglich 
engagierte und oftmals belastende Arbeit. Eine verlässliche Finanzierung und eine 
gute Vernetzung aller beteiligten Einrichtung seien daher unverzichtbar. 

Für die Freien Wähler ist klar: Jeder Euro, der in Prävention und frühzeitige Hilfe 
investiert wird, ist gut angelegtes Geld. Er hilft, persönliches Leid zu verhindern und 
trägt langfristig dazu bei, Folgekosten zu reduzieren, stellte Gabi Horn fest. 

Die Freien Wähler unterstützten die Fortschreibung der Suchthilfeplanung und 
erwarten, dass die Ziele regelmäßig überprüft und den tatsächlichen Entwicklungen 
angepasst werden. 

Fokus Pflege 2023 bis 2040 

Die Kreisverwaltung stellte in einem Sachstandsbericht die demografisch bedingte 
Entwicklung der pflegerischen Versorgung im Rhein-Neckar-Kreis dar. Grundlage war 
die vom Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg – KVJS - 
veröffentlichte Analyse „Fokus Pflege 2023 bis 2040 – Planungsperspektiven für die 
Stadt- und Landkreise in Baden Württemberg“. 

Die Berechnungen beruhen auf der Pflegestatistik des Statistischen Landesamtes zum 
15. Dezember 2023 sowie der Bevölkerungsvorausrechnung auf Basis der 
Bevölkerungsfortschreibung zum 31. Dezember 2023. Diese Zahlen bilden die neue 
Grundlage für die Datenbasis und lösen somit die Prognosen aus dem 
Kreisseniorenplan für den Rhein-Neckar-Kreis 2017 bis 2027 ab. 

Die Frage, wie unsere Gesellschaft heute und in Zukunft Fürsorge und Pflege gestaltet, 
ist eine der zentralen Herausforderungen des 
demografischen Wandels. Bereits heute wird deutlich: Die 
bestehenden professionellen Versorgungsstrukturen allein 
können den wachsenden Bedarfen nicht gerecht werden.  

Kreisrätin Doris Falter dankte für die Freien Wähler für die 
umfangreiche Darstellung, die das Problem, welches uns 
allen bewusst ist, noch mal deutlich vor Augen führt. 

Es sei aufgrund der Hochrechnung des Status quo, eine 
große Herausforderung, diese Pflegeangebote und deren 
Verwirklichung, respektive Finanzierung, in Zukunft und bei 
der beschriebenen Kassenlage, aufrecht erhalten zu kön-
nen. 
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Positiv sei grundsätzlich, dass ca. 85 % der Pflege, egal ob in familiärer oder durch 
Tagespflege-Einrichtungen, im häuslichen Rahmen, ausgeführt wird. 

Dabei sei aber schon zu beachten, dass dies zukünftig sehr schwierig werde, diesen 
Prozentsatz aufrecht zu erhalten. 

 

Die Handlungsempfehlungen des Kreisseniorenplans, die eine zukunftsorientierte 
Landschaft für ältere Menschen, egal welchen Lebensbedingungen sie unterliegen, 
seien ausgearbeitet worden und zeigten auf, wie die Zukunft gestaltet werden müsste. 

Dabei gehe aber jeder vom heutigen Status aus, unwissend, ob und wie weit sich und 
in welche Richtung, die Zukunft sich gestaltet, schloss Doris Falter ihre Ausführungen. 

Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung 2024 

Der KVJS verfasst seit 2005 jährlich den Bericht zu den Leistungen der 
Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg. Der Bericht stellt die aktuellen 
Entwicklungen bei den Leistungen der Eingliederungshilfe im Kreisvergleich und auf 
Landesebene dar.  
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Die Verwaltung nutzte nun erneut den Bericht, um die kreiseigenen Besonderheiten 
näher zu analysieren, Entwicklungen zu bewerten und Steuerungsansätze des 
Leistungsgeschehens zu identifizieren. 

Kreisrat Tobias Rehorst stellte für die Freien Wähler fest, 
dass ein wichtiger Satz ganz zu Beginn der 
Verwaltungsvorlage stehe: „Die Kennzahlen aus dem Jahr 
2024 bilden erstmals das Leistungsgeschehen auf der 
Grundlage des neuen Landesrahmenvertrag SGB IX ab.“ 

Der Ausschuss hätte also für 2024 erstmals verlässliche 
Zahlen. Sie deckten sich allerdings mit der im Vorfeld 
prognostizierten Zahl: Im Haushaltsplan waren 136,7 
Millionen € vorgesehen, laut Vorlage seien es letztlich 136,4 
Millionen € gewesen, die geleistet werden mussten. 

„Mussten“ sei gleich das richtige Stichwort. Die 
Eingliederungshilfe sei mit verbindlichen Rechtsansprüchen hinterlegt, auch bei der 
Ausgestaltung seien die Spielräume wegen in vielen Bereichen einheitlicher Vorgaben 
nur gering. Gerade das zeige sich auch in der Beinahe-Punktlandung zwischen 
Prognose und Haushaltsvollzug.  

Wie bereits im Haushalt eingeplant und folgerichtig eingepreist sehe man massive 
Steigerungen von 2023 auf 2024: Eine Kostenerhöhung um 22,3 %, in absoluten 
Zahlen rund 25 Millionen €. Das entspreche einem jährlichen Anstieg in einer 
Größenordnung, die mit dem aktuellen Klinikdefizit vergleichbar ist. Die 
Fallzahlensteigerung allein könne nicht der Grund sein, weil sie relativ moderat 
ausfällt. Zugleich handele es sich nicht um ein Phänomen, das auf den Rhein-Neckar-
Kreis beschränkt ist, da der KVJS die Erkenntnis massiver Kostensteigerungen für das 
gesamte Land feststellt.  

In den meisten Fällen sei dies nicht nur auf die gestiegene Zahl der 
Leistungsberechtigten zurückzuführen, sondern insbesondere auf überproportional 
gestiegene durchschnittliche Fallkosten. Ursache hierfür seien laut Vorlage wiederum 
Kostensteigerungen, die neben der Inflation und den Tarifsteigerungen auch 
Kostensteigerungen durch das SGB IX beinhalten. Die weitere Entwicklung in diesem 
Bereich hänge auch von der Bundesgesetzgebung ab. 

Tobias Rehorst nahm mit den Freien Wählern den Bericht zur Kenntnis, 
gewissermaßen machtlos. Er nehme insbesondere zur Kenntnis, dass der Rhein-
Neckar-Kreis in den meisten Positionen unter dem Landesschnitt liege, was die 
Inanspruchnahme, aber auch die Kosten betrifft.  
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Es gebe aber auch Positives zu sagen: Im Kreis bestehe eine gut aufgestellte 
Angebotsstruktur im Rhein-Neckar-Kreis. In manchen Bereichen sei es durch neue 
Angebote gelungen, sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse etwa 
durch Lohnkostenzuschüsse zu generieren.  

Er müsse erneut und wiederholt in aller Deutlichkeit darauf hinweisen, dass es 
struktureller Änderungen bedarf, um die Finanzierbarkeit dieser Aufgaben zu 
bewältigen. Die bisherige Kostenbeteiligung des Landes reiche bei Weitem nicht aus.  

Immerhin sei jetzt das neue Inklusionsausgleichsgesetz, das einen zusätzlichen 
finanziellen Ausgleich des Landes für die Kosten der Schulbegleitungen von 
Schülerinnen und Schülern mit Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungs-
angebot, die an privaten Schulen inklusiv beschult werden, regelt, 2026 in Kraft 
getreten. 

Sozial- und Teilhabeplanung für Menschen mit chronischer 
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung 

Der Rhein-Neckar-Kreis ist als Leistungsträger nach dem Sozialgesetzbuch 
verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die zur Ausführung von Sozialleistungen 
erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur 
Verfügung stehen. 

Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, erstellt der Rhein-Neckar-Kreis Sozial- und 
Teilhabepläne für Menschen mit geistiger und mehr facher Behinderung - aktuell für 
den Zeitraum 2023 bis 2033 - sowie für Menschen mit 
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher 
seelischer Behinderung. 

So gilt es, unter anderem eine bedarfsgerechte und 
wohnortnahe Versorgung für alle Menschen mit 
Behinderung im Sinne der UN-Behindertenrechts-
konvention vorzu-halten. 

Kreisrat Frank Weiß zeigte sich für die Freien Wähler mit 
der Fortschreibung der Sozial- und Teilhabeplanung 
einverstanden. Gedanken habe er sich aber über die Dauer 
der Fortschreibung gemacht. 

mailto:peter.riemensperger@fw-ilvesheim.de


 

Peter 
Riemensperger 

Kreisrat der Freien Wähler 

Scheffelstraße 15, Ilvesheim 

peter.riemensperger@fw-ilvesheim.de 

www.facebook.com/freiewaehler.rheinneckar 

 

 

 

 

9 

Er sehe die ausufernden Kosten, die durch die derzeitige Sozial- und 
Teilhabegesetzgebung verursacht würden und gleichzeitig unsere klammen 
Haushalte, die das immer weniger leisten könnten. 

Das führe zu Verunsicherungen und es werde in Zukunft Veränderungen geben 
müssen. 

Den Freien Wählern sei daher wichtig, dass die Konzeptionen so flexibel bleiben, dass 
wir auch unter der Zeit reagieren können und Anpassungen möglich sind. 

Weitere Informationen….. 

Weitere Informationen zu allen Themen gibt es im Ratsinformationssystem des 
Kreises hier: http://93.122.78.25/sdnet/vorlagen 

Fotos: Landratsamt Rhein-Neckar, Grafiken: Agentur für Arbeit Heidelberg, KVJS 
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